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Zusammenfassende Erklärung 
 

zur 
 

Änderung des Flächennutzungsplanes mit integriertem 
Landschaftsplan der Stadt Burghausen 

 
für den Bereich Burgkirchener Straße (südlich), Gewerbepark Lindach D, 
Bachstraße (westlich), Gewerbepark Lindach B u. Bahnlinie (nördlich), Flst.-
Nrn. 1287-Teilfläche, 1294-Teilfläche und 1294/24, 1287/1 Gemarkung 
Raitenhaslach, als vorbereitende Bauleitplanung für die Änderung des Beb.Pl. 
Nr 45 in der Fassung vom 06.09.1999 und des Beb.Pl. Nr. 45 a in der Fassung 
vom 22.07.1999; 

 
§6a Abs.1 BauGB 

 
 

Stadtplatz 112 - 84489 Burghausen 
T. +49 8677 - 887 0 - F. +49 8677 - 887 222 

bauleitplanung@burghausen.de 

www.burghausen.de 
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Zusammenfassend wird erklärt: 
 
 
Die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung wurden vollumfänglich 
berücksichtigt. 
 
Die Umweltbelange wurden im Umweltbericht und in der artenschutzrechtlichen 
Kurzbetrachtung gewürdigt: 
Im Hinblick auf Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sind ausschließlich 
gemeinschaftsrechtlich geschützte Zauneidechsenvorkommen betroffen. Für die 
Zauneidechse kommt es nur zu geringen vorhabenbedingten Auswirkungen, die durch 
Ersatzbiotope (CEF-Maßnahmen) und Schutzmaßnahmen (Schutzzäune) weitgehend 
vermieden werden können. Natürliche oder anthropogene Quartiere sind vom Vorhaben nicht 
betroffen. Auch werden keine bedeutsamen Leitlinien oder Verbundhabitate funktionell oder 
dauerhaft beeinträchtigt, so dass Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1 – 3 i. V. m. Abs. 
5 BNatSchG mit hoher Prognosesicherheit nicht auftreten werden. Für die Gruppe der 
Fledermäuse sind von dem Vorhaben waldbewohnende Arten insofern betroffen, als 
lichtempfindliche Arten, insbesondere aus der Gattung Myotis von dem Vorhaben 
beeinträchtigt sein könnten. Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen nach §44 Abs. 2 Nr. 2 
i.V. mit Abs. 5 BNatSchG sind Maßnahmen bezüglich der nächtlichen Beleuchtung 
umzusetzen, die Beeinträchtigungen minimieren bzw. vermeiden. 
 
In Bezug auf die Reptilien könnte die Zauneidechse im Rahmen der vorgesehenen 
Bautätigkeiten betroffen sein. Zur Vermeidung des Verbotstatbestands der Tötung nach § 44 
Abs. 2 Nr.1  i.V. mit Abs. 5 BNatSchG sind konfliktvermeidende Maßnahmen durchzuführen.  
Bezüglich der Brutvögel sind von dem Vorhaben weder Arten mit saisonalen Brutplätzen noch 
Arten mit einem räumlichen Bezug zu essentiellen Nahrungs- und Verbundhabitaten betroffen, 
die zu einer Schädigung des Erhaltungszustands der Art bzw. einzelner Individuen führen. 
Konfliktvermeidende Maßnahmen müssen nicht durchgeführt werden.  
Bei den vom Vorhaben betroffenen Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und Arten der 
Vogelschutzrichtlinie wurde unter Einbeziehung der vorgesehenen Vermeidungs- und 
Kompensationsmaßnahmen dargelegt, dass der derzeitige Erhaltungszustand gewahrt wird 
bzw. sich nicht weiter verschlechtert. 
 
Durch die zeitlichen Vorgaben zur Ausführung der Arbeiten wird ein Verlust von besetzten 
Fortpflanzungsstätten sowie eine Tötung oder Verletzung von Entwicklungsformen oder 
Alttieren sicher vermieden. Randlich zum Eingriffsgebiet gelegene potentielle Habitate werden 
im Bedarfsfall besonders geschützt. Durch die Berücksichtigung der Ansprüche der Art bei der 
Eingrünung des Gewerbegebietes und begleitend durch CEF-Maßnahmen im unmittelbar 
benachbarten extensiven Wiesenbereich mit Habitatstrukturen ist von keiner 
Verschlechterung besiedelbarer Lebensräume auszugehen. Beeinträchtigungen von 
prüfungsrelevanten europäischen Vogelarten gem. der Vogelschutzrichtlinie sind auf 
ubiquitäre Arten beschränkt. Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG 
sind für diese Vogelarten mit hoher Prognosesicherheit allerdings nicht zu unterstellen. So 
können Verluste an besetzten Brutplätzen/Gelegen bzw. die Tötung/Verletzung von 
Jungvögeln durch zeitliche Vorgaben zur Bauausführung und zur Gehölzentnahme bzw. Mahd 
von Hochstauden vermieden werden. Randlich zum Eingriffsgebiet gelegene wertgebende 
Habitate werden im Bedarfsfall besonders geschützt. Die fach- und zeitgerechte Umsetzung 
der Maßnahmen wird dabei durch eine Umweltbaubegleitung überwacht und dokumentiert. 
Durch die Berücksichtigung der Ansprüche der betroffenen Vogelarten der 
Halboffenlandschaft können artenschutzrechtliche Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1 
– 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG mit hoher Prognosesicherheit vermieden werden. 
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Dies gilt auch für Vogelarten, die den Wirkraum mit hoher Sicherheit ausschließlich als 
Nahrungs- bzw. Verbundhabitat nutzen, wie z. B. Turmfalke, Star, Feld- und Haussperling oder 
die Rauchschwalbe.  
 
Die Ziele der Stadt Burghausen in Form einer flächensparenden Siedlungs- und 
Gewerbeentwicklung werden auch bei der Änderung des Flächennutzungsplanes GE Lindach 
intensiv verfolgt. Die städtebauliche Entwicklung soll vorrangig durch Maßnahmen der 
Innenentwicklung erfolgen. Im östlichen Teil des Geltungsbereiches sollen bauliche 
Erweiterungen auf vorwiegend Ausgleichsflächen das bestehende Gewerbegebiet 
vergrößern. Dadurch, dass nur geringe weitere Erschließungsmaßnahmen notwendig sind, 
werden in erster Linie die Nettobaulandflächen erhöht, was eine städtebaulich sinnvolle 
Maßnahme darstellt.  
 
Eine weitere bauliche Entwicklung kann im Westen des Geltungsbereiches innerhalb des  
BP Nr. 45 a eröffnet werden. Die Erweiterung kann innerhalb bereits stark baulich 
beanspruchter Betriebsflächen vorwiegend durch eine Erhöhung der Nutzungsintensität (Maß 
der baulichen Nutzung) auf den benachbarten oder eigenen Grundstücken erreicht werden. 
Neue Flächeninanspruchnahmen sind hier in einem Teilbereich nur auf einer bestehenden 
Ausgleichsfläche möglich. Die Stadt sieht die Weiterentwicklung des Gewerbegebietes in 
diesem Bereich zur Aufrechterhaltung der Konkurrenzfähigkeit heimischer Betriebe für 
städtebaulich notwendig und nachhaltig an. Bestehende Betriebe sind aufgrund gestörter 
Lieferketten teilweise gezwungen, eigene Betriebsketten aufzubauen, um diesen 
Beschränkungen auszuweichen. Dies bedingt auch z. T. die Neuanlage von Fertigungsstraßen 
(Metallbau) oder erfordert eine Betriebsvergrößerung zur Aufrechterhaltung des 
Fortbestandes.  
 
Insgesamt wird trotz der Reduzierung der zentral inmitten des Gewerbegebietes von Lindach 
liegenden Grün- und Ausgleichsfläche der Charakter des Grünzuges mit Anschluss an die 
benachbarten Grünzonen der umgebenden Landschaft (extensive Flächen, landw. 
Nutzflächen, Wälder mit Kleingewässern) nach Nordosten und Südosten aufrechterhalten. Die 
verbleibende Breite des Grünzuges ist nach wie vor in der Lage die ökologischen Grundlagen 
v. a. für die Sicherung des Natur- und Artenschutzes, begleitet durch entsprechende 
grünordnerische Festsetzungen, sowie die Starkregenretention zu sichern. 
Das Landschaftsbild ist aus der südlichen Blickrichtung (vom Ortsteil Bergham her) bereits 
durch PV-Freilandanlagen und Gewerbegebietsflächen vorbelastet. Eine Verschlechterung 
tritt hier nicht mehr ein. 
 

 
STADT BURGHAUSEN, 08.02.2023 
i.A. 
 
 
 
Max Hennersperger 


